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Arbeitskreis „Vorsorge treffen...“

- Patientenverfügung, General- u. Vorsorgevollmacht, gesetzliche Betreuung   -

eine Initiative von:

Betreuungsverein Biberach * Caritas Biberach-Saulgau * Gesundheitsamt Biberach

* Kliniken Landkreis Biberach * Stadtseniorenrat Biberach

Merkblatt für die ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen 
Die Tätigkeit der freiwilligen Mitarbeiter des Arbeitskreises „Vorsorge treffen“ als Informanten und Lotsen ist auf einer rechtlich guten Basis, wenn Folgendes beachtet wird: 

1) Verschwiegenheit

Die ehrenamtlich Engagierten behandeln ihnen bekannt gewordene sensible und personenbezogene Daten wie Krankheiten, finanzielle Verhältnisse und anderes vertraulich und verschwiegen. 

2) Rechtsdienstleistungsgesetz

Das Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) v. 1.7.2008 löste das bisherige Rechtsberatungsgesetz ab. Das RDG regelt die Befugnis, außergerichtliche Rechtsdienstleistungen zu erbringen und dient dazu, vor unqualifizierten Rechtsdienstleistungen zu schützen. Ehrenamtliche dürfen danach außerhalb von Familie und Nachbarschaft nur allgemeine Rechtsauskünfte erteilen.                                                                     
Eine Rechtsdienstleistung liegt nach § 2 Abs. 1 RDG immer dann vor, wenn für fremde Personen eine rechtliche Prüfung des Einzelfalles durchgeführt wird. Eine Einzelfallprüfung liegt immer dann vor,  wenn individuelle Fragestellungen und  persönliche Lebensumstände berücksichtigt werden. Ausnahmen bilden rechtliche Bagatelltätigkeiten, die regelmäßig von jedem juristischen Laien durchgeführt werden. 
Für die  Tätigkeit der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist also die Abgrenzung zwischen der Erbringung von Rechtsdienstleistungen einerseits und der allgemeinen Information über rechtliche Grundlagen bzw. allgemeine Rechtsauskünfte andererseits wichtig, da im Rahmen des AK „Vorsorge treffen“ keine Rechtsdienstleistungen erbracht werden dürfen.

Damit also bei der Information über Patientenverfügungen, Vorsorgevollmachten und Betreuungs-verfügungen die Grenzen zur Rechtsdienstleistung nicht überschritten werden, müssen sich die Auskünfte ganz allgemein auf die rechtlichen Möglichkeiten und ihre Auswirkungen beschränken, die aber erläutert und erklärt werden dürfen. Wichtig ist, das Ausfüllen der Formulare nicht anzubieten und nicht in eine Einzelberatung einzusteigen. Es muss bei einer allgemeinen Information bleiben. Wenn es einen Ratsuchenden gibt, der konkrete Hilfe bei der Errichtung einer Verfügung wünscht und benötigt, muss er an eine entsprechende Einrichtung oder Organisation (z.B. Betreuungsbehörde, Betreuungsverein oder Notar) verwiesen werden.  

3) Unfallversicherung 

Die freiwilligen Mitarbeiter sind berufsgenossenschaftlich unfallversichert.

Hiermit bestätige ich den Empfang des Merkblattes.
Biberach, den ........................

Unterschrift…………………………….
(eine Kopie bleibt beim Ausfüllenden)

Stand: 6.10.2010/bestätigt: 28.11.2013
Aufgaben der freiwilligen Mitarbeiter/innen als Informanten und Lotsen:

Sie informieren in persönlichen Gesprächen mit Einzelpersonen (und evtl. mit deren Angehörigen) oder in Gruppen über vorsorgende Verfügungen, ins besondere über die Patientenverfügung.

Sie unterstützen bei der Bearbeitung dieser Dokumente.

Sie weisen auf die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit eines gesetzlichen Betreuung oder einer General- und Vorsorgevollmacht hin.

Grundlage ist die Vorsorgemappe im Landkreis Biberach.

Rahmenbedingungen:
Die Teilnahme an einem kostenlosen vorbereitenden Kurs und bei den regelmäßigen etwa alle vier Monate stattfindenden Besprechungen in Biberach ist Voraussetzung.

Die Informationsgespräche finden in der Regel in öffentlichen Räumen, z.B. Rathäuser nach Terminvereinbarung statt. Dort besteht i.d.R. auch Kopiergelegenheit.

An einigen Orten gibt es auch Mitarbeitergruppen, die sich untereinander absprechen, auch im Hinblick auf die Öffentlichkeitsarbeit (regelmäßiger Hinweis in der Lokalpresse).

Eine kleine Statistik z.B. über Anzahl der geführten Gespräche sollte geführt werden (dazu gibt es eine eigene Vorlage).

Zu den Aufgaben gehört nicht:

Das Abfassen und Ausfüllen von Formularen, Dokumenten und Vordrucken.

Rechtsberatung.

Es empfiehlt sich außerdem:
Kontakt halten zur Kommune, Bürgermeister, Notar, Arzt etc.
Stand. 28.11.2013 

